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Stellungnahme von Prof. Hans-Werner Sinn zur heutigen Erklärung des Bundesverfassungsgerichts zum OMT-Programm der EZB

Von: ifo Institut [mailto:newsletter@ifo.de]

Gesendet: Freitag, 07. Februar 2014 16:01

An: 

Betreff: Stellungnahme des ifo Instituts und von Prof. Hans-Werner Sinn zur heutigen Erklärung des Bundesverfassungsgerichts zum OMT-Programm der EZB

München, 7. Februar 2014 – Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner heutigen Stellungnahme erklärt, dass die Europäische Zentralbank mit dem OMT-Programm zum Ankauf von Staatspapieren ihre Kompetenzen überschritten hat. Das Programm sei mit dem Primärrecht der EU unvereinbar. Damit gab es den Klägern Recht und bestätigt vollumfänglich die Position, die auch der Präsident des ifo Instituts in seinem Gutachten als Sachverständiger des Gerichts im Juni 2013 zum OMT vertreten hatte. Dieses Gutachten ist unter

http://www.cesifo-group.de/DocDL/SD_Juni_2013_Sonderausgabe_1.pdf
auf Deutsch verfügbar. Es wird heute auch unter

http://www.cesifo-group.de/DocDL/forum1-14-gesamt.pdf
in englischer Übersetzung veröffentlicht.

Dies sind die entscheidenden Argumente des Gerichts

1.  Das OMT-Programm kann zu einer erheblichen Vermögensumverteilung zwischen den Staaten Europas führen, wenn die erworbenen Papiere bis zur Fälligkeit gehalten werden.

Kommentar Prof. Sinn: Dass die Papiere vermutlich bis zur Fälligkeit gehalten werden, ergibt sich schon daraus, dass nur Papiere mit einer Restlaufzeit von ein bis drei Jahren erworben werden. Die möglichen Abschreibungsverluste auf solche Papiere schlagen voll und ganz auf die Steuerzahler durch, denn die Gewinne des EZB-Systems aus dem Verleih des selbstgemachten Geldes (Seignorage) sind an die jeweiligen Finanzministerien abzuführen. Die Möglichkeit der EZB, ggfs. mit negativem Eigenkapital weiterzuarbeiten, ist dafür bedeutungslos.

2.  Der selektive Aufkauf der Staatspapiere der Krisenländer qualifiziert den OMT-Beschluss als wirtschaftspolitische Maßnahme, zu der die EZB nicht befugt ist. Eine zwischen einzelnen Mitgliedstaaten differenzierende Vorgehensweise ist dem System der europäischen Zentralbanken grundsätzlich fremd. Man kann sie nicht als geldpolitische Maßnahme rechtfertigen.

Kommentar Prof. Sinn: In der Tat betreibt die EZB mit diesem Beschluss eine regionale Fiskalpolitik zum Schutz der Kreditaufnahme einzelner Länder. Eine solche Maßnahme findet keinerlei Pendant in anderen Währungsunionen wie z. B. den USA oder der Schweizer Konföderation. Die US-amerikanische Federal Reserve Bank kauft zwar bundesstaatliche Papiere, doch nicht die Staatspapiere von in Bedrängnis geratenen Staaten wie Kalifornien oder Illinois.
3.  Das OMT-Programm ist ein funktionales Äquivalent der entsprechenden Hilfsprogramme EFSF und ESM, unterliegt aber keiner demokratischen Kontrolle.

Kommentar Prof. Sinn: In der Tat enthält der ESM mit der sogenannten Secondary Market Support Facility (SMSF) ein Eventualprogramm zum Ankauf von Staatspapieren, das praktisch mit dem OMT identisch ist, weil es die gleiche Konditionalität hat, nämlich die Unterwerfung unter die Regeln des ESM, jedoch in seinem Umfang durch die Haftungsschranken des ESM begrenzt ist. Ist das OMT Geldpolitik, wie die EZB behauptet, so überschreitet der ESM sein Mandat. Ist hingegen die SMSF Fiskalpolitik, wie der ESM behauptet, überschreitet die EZB ihr Mandat. Aus logischen Gründen muss mindestens eine der beiden Institutionen, ESM oder EZB, ihr Mandat überschreiten. Das Gericht hat nun festgestellt, dass die EZB ihr Mandat überschreitet.

4.  Die Absicht der EZB, die Zinsaufschläge der Märkte bei den Staatspapieren bedrängter Länder zu neutralisieren, spricht dafür, dass das OMT eine nach Artikel 123 AEUV verbotene monetäre Staatsfinanzierung ist.

Kommentar Prof. Sinn: Diese Position hatte das Gericht auch schon in seinem vorläufigen Urteil vom September 2012 vertreten. Dort sprach es von einem Verbot einer Politik, die darauf zielt, die Finanzierung eines Staates vom Kapitalmarkt unabhängig zu machen. In der neuen Stellungnahme wird das Gericht präziser, indem es sich generell gegen eine Politik wendet, die die Zinsaufschläge verringert. Diese Position ist ökonomisch korrekt, denn Zinsaufschläge sind das zentrale Mittel zur Vermeidung von Schuldenexzessen im Euroraum. Wenn sich Staaten überschulden, sinkt die Wahrscheinlichkeit, dass sie die Schulden zurückzahlen werden, und die Gläubiger verlangen höhere Zinsaufschläge. Das wiederum bremst die Verschuldungsneigung. Angesichts des Umstandes, dass die realwirtschaftliche Krise Südeuropas aus einer inflationären Kreditblase resultierte, die die betroffenen Länder ihrer Wettbewerbsfähigkeit beraubte, ist dies entscheidend für die langfristige Existenz und Stabilität des Eurosystems.

Die EZB tituliert ihre Politik der Eliminierung der Zinsunterschiede als Verbesserung der Transmission der Geldpolitik, doch in Wahrheit verzerrt sie dadurch die Kapitalströme in Europa. Das Sparkapital des Nordens wurde vor der Krise zum Teil in Südeuropa verbrannt. Nun zögert es und ist nur noch bereit, zu höheren Zinsen dorthin zu gehen. Da das der EZB nicht gefällt, gewährt sie ihm mit dem OMT kostenlosen Begleitschutz zu Lasten der Steuerzahler der noch gesunden Länder Europas – eine CDS-Versicherung gegen den Ausfall von Staatspapieren, wie sie ein jeder Anleger auch auf dem Markt erwerben könnte. Das ist zentralplanerische Investitionslenkung, die die allokative Funktion des Kapitalmarktes unterläuft und die Wachstumsverluste, die der Euro Europa beschert hat, perpetuiert.
Schlussbemerkung Prof. Sinn: Das Gericht hat keine Maßnahmen ergriffen, die die Bundesbank oder andere deutsche Instanzen bereits heute binden, sondern den Fall an den Gerichtshof der Europäischen Union verwiesen. Das wird die Kapitalmärkte aufatmen lassen. Dennoch wird das Urteil nicht ohne Auswirkungen auf die Geldpolitik der EZB bleiben. Zum einen wird es die EZB nicht wagen, das OMT zu aktivieren, bevor der EuGH entschieden hat, weil es ohne eine konkrete Anwendung die Fiktion aufrechterhalten kann, es sei noch gar keine Maßnahme ergriffen worden – was ein rechtlich relevanter Tatbestand sein könnte. Zum anderen wird das Urteil seine Auswirkungen auf die öffentliche Debatte nicht verfehlen, weil es die Position der Eurokritiker und die allgemeine Skepsis der Deutschen gegenüber der EZB-Politik verstärken wird. So erhalten die AfD und die eurokritischen Flügel der Unionsparteien (z. B. Gauweiler in der CSU) Aufwind. Das wiederum wird die Bundesregierung zu einer Neubestimmung ihrer Position in der Eurokrise zwingen. Die Politik der augenzwinkernden Zustimmung zur Politik der EZB, mit der Kanzlerin Merkel der Bundesbank in den Rücken gefallen ist, dürfte damit an ihre Grenzen gekommen sein.

Über das ifo Institut

Information und Forschung: Dafür steht das ifo Institut seit seiner Gründung im Januar 1949. Es hat die Rechtsform eines eingetragenen Vereins und ist als gemeinnützig anerkannt. Das ifo Institut ist eines der führenden Wirtschaftsforschungsinstitute in Europa und zugleich das in den deutschen Medien am häufigsten zitierte. Es ist durch einen Kooperationsvertrag eng mit der Ludwig-Maximilians-Universität München (LMU) verbunden und hat seit 2002 den Status eines "Instituts an der Universität München". In der CESifo-Gruppe kooperiert das ifo Institut sehr eng mit dem Center for Economic Studies (CES) und der CESifo GmbH. CESifo ist auch die Marke, unter der die internationalen Aktivitäten der gesamten Gruppe gebündelt werden.
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Illegale Machtergreifung des Europäischen Gerichtshofes

von Prof. Dr. Eberhard Hamer

www.mittelstandsinstitut-niedersachsen.de

Der Europäische Gerichtshof hat in einem Rechtsstreit zwischen der katholischen Kirche und einem wegen Ehescheidung von ihr entlassenen Organisten die Entlassung für unwirksam erklärt, nachdem alle deutschen Gerichte diese wegen des in Deutschland bestehenden besonderen Rechtsverhältnisses zwischen Staat und Kirche für rechtmäs-sig erklärt haben.
Dieser Rechtsfall ist aber nicht nur wegen seines gegen deutsches Recht verstoßenden Inhalts bemerkenswert, sondern vor allem deshalb, weil der Europäische Gerichtshof grundsätzlich nur für Streitigkeiten zwischen den EU-Staaten zuständig ist, nicht aber für innerstaatliche Arbeitsrechtsstreitigkeiten. Er hat also als unzuständiges Gericht entschieden.
Zwar kann der Europäische Gerichtshof ausnahmsweise auch bei Menschenrechtsverletzungen angerufen werden. Normale arbeitsrechtliche Streitigkeiten sind aber grundsätzlich keine Menschenrechtsverletzungen. Der Europäische Gerichtshof hat also unzulässigerweise seine im innerstaatlichen Recht nicht bestehende Kompetenz ausgedehnt und sich frecherweise für innerstaatliche Normalstreitigkeiten für zuständig erklärt.
Schon Roman Herzog und sogar das Bundesverfassungsgericht selbst haben mehrfach vor der Kompetenzüberschreitung des Europäischen Gerichtshofes in innerstaatliches Recht gewarnt, weil damit das nur für Staatenstreitigkeiten gedachte Gericht sich praktisch zum Oberstgericht in ganz Europa für alle Streitigkeiten aufzuschwingen versucht. Das Gericht dehnt also unzulässigerweise seine Zuständigkeiten aus und entscheidet in Rechtsstreitigkeiten, für die es eigentlich keine Legitimation hat.
Der Vorgang ist deshalb gravierend, weil auf diese Weise jede nationale Rechtskultur von einem supranationalen Gericht abgeschliffen werden soll. Beispiel ist das Verhältnis von Staat und Kirche in Deutschland wie im vorliegenden Rechtsfall. Die Besetzung des Europäischen Gerichtshofes mit Richtern aller Mitgliedstaaten bewirkt, dass ein Teil dieser Richter weder Christen sind noch christliche Kultur oder christliche Kirchen als eigenberechtigt anerkennen. In anderen Fällen sind es Kulturgüter, die in einzelnen Staaten rechtsrelevant sind, aber von multinational besetzten Gerichten natürlich nicht nachvollzogen werden können. Schon aus diesem Grunde war es sinnvoll, den internationalen Gerichtshof nicht für innerstaatliches Recht für zuständig zu erklären, sondern nur für Rechtsstreitigkeiten zwischen den Staaten untereinander oder zur EU.
Als vor Jahren der Europäische Gerichtshof im «Soldatinnen-Urteil» ebenso unzuständig und willkürlich das Recht der Frauen auf Dienst an der Waffe verkündete, haben nur einige Verfassungsrichter protestiert, der deutsche Verteidigungsminister hat aber eilfertig das unzuständige und deshalb Nicht-Urteil in Deutschland vollzogen. Schon damals hätte der Amtsanmaßung des Europäischen Gerichtshofes widersprochen werden müssen, hätte seinem Nicht-Urteil auch kein Vollzug folgen dürfen.
Nun sind wiederum Bundesregierung und Bundestag aufgerufen, der Amtsanmaßung des Europäischen Gerichtshofes im Organistenstreit zu widersprechen und das Urteil für unzuständig, also nichtig zu erklären. Ebenso müsste der Bundesgerichtshof mobil werden gegen den Versuch des Europäischen Gerichtshofes, innerstaatlich den Bundesgerichtshof in die zweite Reihe zu schieben und sich selbst zum Oberstgericht zu erklären.
Bleibt es nämlich auch diesmal bei eilfertigem Vollzug gegenüber der Amtsanmaßung des Europäischen Gerichtshofes, wird dieser ermuntert, weiterhin durch Amtsanmaßung seine Zuständigkeiten zu erweitern, und wir werden in wenigen Jahren die Allzuständigkeit dieses Gerichts auch über unser Verfassungsgericht haben. Konsequenz wäre die Einebnung aller nationalen Rechtstraditionen, gerade wie auch die Europäische Kommission dies systematisch ebenso durch die Abschaffung der einzelnen Nationen der Mitglieder zugunsten einer nur noch europäischen Nation – was immer dies sei – im Vertrag zu Lissabon und durch die Schaffung der Transferunion vor wenigen Monaten planmäßig durchzieht.
Wir stehen also in einer Tendenz, dass die europäischen Organisationen systematisch auch die ihnen bisher nicht zugestandenen Kompetenzen der europäischen Mitgliedsländer an sich ziehen, die Kommission zum Zentralkomitee eines zentralisierten Europa werden will und damit entgegen allen bisherigen Verfassungsklagen systematisch die Länder entdemokratisiert und nicht mehr die staatliche Legitimation von unten nach oben akzeptiert, sondern zentral und hierarchisch von oben nach unten über Europa regieren will.
So ist die Wirklichkeit der Europäischen Union das Gegenteil von dem geworden, was wir demokratisch eigentlich wollten. Sie wird Schritt für Schritt zum Bundesstaat. Wir wollten aber nur einen Staatenbund. Nur dieser ist bisher rechtlich akzeptiert.
Es wird also Zeit, dem Molloch EU demokratisch entgegenzutreten !
Kommentar: Im EuGH sitzen Auftragstäter, Rechtsverbieger.

�      Hoffentlich ! – Sinn ist hier meines Erachtens ein großer Optimist. Vom EuGH ist im übrigen nicht viel zu erwarten.





